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Deutschland: Integrationsdebatte nach Wohnhausbrand
Ein Brand in einem Haus in Ludwigshafen (Rheinland-
Pfalz), das überwiegend von Menschen türkischer
Herkunft bewohnt war, hat zu einer neuen Integra-
tionsdebatte geführt. Bei dem Brand am 3. Februar
kamen neun Personen ums Leben und 60 wurden ver-
letzt. Bislang blieb unklar, ob er durch eine frem-
denfeindliche Straftat oder durch einen technischen
Defekt ausgelöst wurde. Auf viel Widerspruch stießen
Äußerungen des türkischen Ministerpräsidenten
Tayyip Erdogan (AKP) zur Integration im Rahmen
seines Deutschlandbesuchs, den er aufgrund der Brand-
katastrophe angetreten hatte.

Polizei und Staatsanwaltschaft gaben bisher bekannt,
dass das Feuer im Keller des Hauses entstanden sei.
Der Zeitpunkt des Brandausbruchs sei weiter unklar.
Gegenstand der Ermittlung ist auch die Elektrik des
110 Jahre alten Hauses, die sich in einem reparatur-
bedürftigen Zustand befunden haben soll. Noch gibt
es keine gesicherten Ergebnisse.

Der Leiter der zuständigen
Staatsanwaltschaft Franken-
thal Lothar Liebig betonte, die
Ermittler nähmen die Aussa-
gen von zwei Mädchen aus
dem Haus nach wie vor ernst,
die im Hausflur des Gebäudes
einen Brandstifter gesehen
haben wollen. Der rheinland-
pfälzische Ministerpräsident
Kurt Beck (SPD) betonte, bis-
lang seien keine Hinweise
auf Brandstiftung entdeckt
worden. Die eingeschalteten
Beamten des Bundeskrimi-
nalamts, externe Fachleute
sowie türkische Experten
stimmten in diesem „Zwi-
schenergebnis“ bei den Er-
mittlungen überein, sagte
Beck. Die Arbeit der mehr
als 80-köpfigen Sonderkom-
mission „Danziger Platz“
gehe unverändert weiter.

Im Keller des Hauses wa-
ren an den Wänden Nazi-
Symbole bemerkt worden, die
allerdings lange vor der Tat
aufgemalt worden waren. Die
Angst, dass es sich um eine

rechtsradikale Straftat handeln könnte, ließ viele Be-
obachter Parallelen zu den Brandanschlägen von Mölln
1992 und Solingen 1993 ziehen. Ein Bekennerschrei-
ben gibt es bislang nicht. Ein anonymer Brief, der an

eine Lokalzeitung geschickt wurde und in dem es u. a.
hieß, das Haus sei „abgefackelt“ worden, weil Türken
„kein Aufenthaltsrecht in Deutschland“ hätten, stammte
laut Polizeiangaben offenbar von einem Trittbrettfahrer.

Heftig kritisiert wurden die Aussagen des türki-
schen Ministerpräsidenten Tayyip Erdogan, der
Deutschland anlässlich des Brandes besuchte. Er for-
derte zwar von Türken und Türkischstämmigen, sich
in Deutschland zu integrieren und Deutsch zu lernen,
sich jedoch nicht zu assimilieren. Daneben forderte
Erdogan die Schaffung türkischer Schulen und Uni-
versitäten mit Lehrpersonal aus der Türkei. Assimila-
tion bezeichnete er als „ein Verbrechen gegen die Men-
schenwürde“.

Viele Politiker äußerten sich daraufhin kritisch.
Der stellvertretende Fraktionsvorsitzende der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion Wolfgang Bosbach warnte die Re-
gierung in Ankara davor, sich in deutsche Angele-
genheiten einzumischen. „Für das Zusammenleben in
Deutschland ist nur die deutsche Politik zuständig“,
sagte Bosbach. Erdogan habe eine falsche Vorstellung
von Integration, kritisierte auch Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU). Der Begriff bedeute, sich in die
Lebensweise eines Landes hineinzufinden, sagte sie.
„Wer die deutsche Staatsbürgerschaft besitzt, ist
Staatsbürger ohne Abstriche.“

Die Bundestagsabgeordnete Lale Akgün (SPD)
sagte: „Eine eigene Schule nach ethnischer Herkunft,
das ist Segregation. Das ist nicht Integration.“ SPD-
Fraktionschef Peter Struck nannte Erdogans Warnung
vor Assimilation „völlig unakzeptabel“. Kritik an Erdo-
gan kam auch aus der Linkspartei. Die Integrations-
probleme würden „nicht durch türkische Schulen in
der Bundesrepublik gelöst“, sagte die migrationspoli-
tische Sprecherin der Partei Sevim Dagdelen. Die
Sprecherin der FDP-Bundestagsfraktion für Integration
und Migration Sibylle Laurischk sagte: „Die Debatte
über Assimilation oder Integration ist von vorgestern
und geht an der Realität vorbei.“

Der Berliner CDU-Fraktionschef Friedbert Pflüger
sagte, für ihn seien ausgewählte deutsch-türkische
Eliteeinrichtungen denkbar, etwa eine Universität.
Auch die Vorsitzende von Bündnis 90/Die Grünen
Claudia Roth bewertete Erdogans Auftritte positiv. Sie
bemängelte, dass die gegenwärtige Integrationsdebatte
von großer Unkenntnis geprägt sei. Erdogan habe sogar
dazu beigetragen, die aufgebrachte Stimmung unter
Türken zu mildern. Es sei bemerkenswert, dass er als
erster türkischer Regierungschef seine Landsleute in
Deutschland aufgerufen habe, Deutsch zu lernen.

Kenan Kolat, Vorsitzender der Türkischen Gemein-
de in Deutschland, sagte, es sei sinnvoll, mehr Tür-
kischunterricht an deutschen Schulen anzubieten. Die
türkische Sprache müsse denselben Stellenwert als

Deutschland: Integrationsdebatte nach
Wohnhausbrand 1
Deutschland: Debatte um Wahlkampf
der hessischen CDU 2
Kurzmeldungen – Deutschland 2
Frankreich: Neuer Plan für die
Vororte vorgestellt 3
Kurzmeldungen – Europa 3
Nahost: Vorübergehende  Grenzöffnung
zwischen Gaza und Ägypten 4
UNHCR: Großteil der Irak-Flüchtlinge
leidet unter Traumata 4
Kurzmeldungen – Welt 4
Länderprofil Vereinigtes Königreich 5
Literatur 6
Zusätzlich in der Internetausgabe
(www.migration-info.de):
Deutschland: Unterschiedliche
Auslegung der Bleiberechtsregelung
Israel: Pläne für bessere Grenz- und
Migrationskontrolle
Türkei: Diskussion über Aufhebung des
Kopftuchverbots an den Universitäten
Rezension: Kerstin E. Finkelstein

Inhalt



Seite 2 Februar/März 2008MIGRATION UND BEVÖLKERUNG

Fremdsprache wie etwa Englisch oder Französisch be-
kommen. Der Vorsitzende des Islamrats in Deutschland

Ali Kizilkaya nannte die Auf-
regung um Erdogan unver-
ständlich. „Assimilation ab-
zulehnen steht doch nicht im
Gegensatz zu Integration“,
sagte er. „Wir leiden schließ-
lich in Deutschland darun-
ter, dass viele junge Migran-
ten gar keine Identität mehr
haben.“

Am 15. Februar ist im ba-
den-württembergischen Al-

Deutschland: Debatte um Wahlkampf der
hessischen CDU

Nach dem Stimmenverlust und dem möglichen Ende
der CDU-Regierung gab es nun auch Kritik innerhalb
der Union. Auslöser der Diskussion war ein offener
Brief von 17 führenden Unionspolitikern, der am 31. Ja-
nuar in der Wochenzeitung Die Zeit erschien. Der Brief
war eine Antwort auf den eine Woche zuvor in der
gleichen Zeitung veröffentlichten Brief von 21 promi-
nenten Deutsch-Türken. Darin hatte es geheißen: „Wir
fordern die Unionsparteien CDU und CSU auf, mehr
Sensibilität und Sachlichkeit in die Debatte um Ju-
gendgewalt zu bringen.“ Explizit wurden Kochs „rechts-
populistische Äußerungen“ kritisiert. Aufsehen erregte
in dem Antwortbrief der Unionspolitiker insbesondere
folgender Satz: „Integrationspolitik ist so fundamental
für die Zukunft unseres Landes, dass sie nicht zum Wahl-
kampfthema degradiert werden darf.“ Dies wurde in
der Öffentlichkeit vielfach als Kritik an Roland Koch
gewertet. Die Unterzeichner, insbesondere der Initiator
des Briefes, der nordrhein-westfälische Integrations-
minister Armin Laschet (CDU), wiesen diese Interpre-
tation zurück.

Andere Unionspolitiker äußerten hingegen deutli-
che Kritik. Der brandenburgische Innenminister Jörg
Schönbohm (CDU) sagte: „Koch hat Fehler gemacht.
Die starke Polarisierung hat dazu geführt, dass die Ge-
sprächsfähigkeit zwischen den Parteien nach der Wahl
sehr eingeschränkt ist.“ Vertreter von Migrantenorga-
nisationen erneuerten ihre Kritik am hessischen Mi-
nisterpräsidenten auch nach der Wahl: „Kochs Kampag-
ne hat uns in der Integrationspolitik um Jahre zurück-
geworfen“, sagte Kenan Kolat, Vorsitzender der Tür-
kischen Gemeinde in Deutschland. Kolat und Vertreter
von anderen Migrantenorganisationen kritisierten auch
die Integrationsbeauftragte der Bundesregierung Maria
Böhmer (CDU). Diese habe sich während des Wahl-
kampfs nicht klar genug von Kochs Positionen distan-
ziert. „Frau Böhmer hätte [...] die Gefühlslage, in der
sich viele Migranten während des Wahlkampfes be-
funden haben, in die Bundesregierung hineintragen
müssen“, sagte Kolat.

Eine Analyse der CDU-nahen Konrad-Adenauer-Stif-
tung zur hessischen Landtagswahl kommt zu dem Ergebnis,
dass die Kampagne zur Jugendgewalt zwar „auf große
Resonanz stieß“, „die politischen Lösungsansätze“ aber
nicht überzeugten. „Einbußen in der Wahrnehmung der
Problemlösungskompetenzen und ein Glaubwürdigkeits-
defizit führten am Ende zu den starken Verlusten der CDU.“

Nach den deutlichen Stim-
menverlusten der CDU bei
den Landtagswahlen in Hes-
sen Ende Januar wird weiter
über Inhalt und Stil des von
Roland Koch (CDU) geführ-
ten Wahlkampfs diskutiert
(vgl. MuB 1/08). Koch hatte
härtere Strafen und schnel-
lere Abschiebungen für kri-
minelle Ausländer gefordert.

Infolge von Kochs teilweise
drastischen Äußerungen
hatte es harte Kritik aus an-
deren Parteien und von Mi-
grantenverbänden gegeben.
Unter anderem wurde Koch
Populismus und Rassismus
vorgeworfen (vgl. MuB 1/08).
1999 hatte Koch die Land-
tagswahl u. a. mit einer Un-
terschriftenkampagne gegen
die generelle Einführung der
doppelten Staatsbürgerschaft
gewonnen (vgl. MuB 2/99).

Aus den Parlamentswah-
len am 27. Januar ging die
CDU zwar mit 36,8 % der
Stimmen knapp als stärkste
Fraktion hervor, verlor aber
im Vergleich zu den Wahlen
von 2003 deutlich (-12 Pro-
zentpunkte). Die SPD kam auf
36,7 % (+7,6 Prozentpunk-
te). Eine große Koalition wird
bisher aufgrund der verhär-
teten Fronten im Wahlkampf
ausgeschlossen. Da es weder
für ein schwarz-gelbes noch
für ein rot-grünes Bündnis
reicht und niemand mit der
erstmals im Landtag vertre-
tenen Linkspartei (5,1 %)
koalieren möchte, verläuft
die Regierungsbildung bis-
lang schwierig.

Kurzmeldungen – Deutschland
Urteil zu Sprachkenntnissen für
nachziehende Ehepartner
Ausländer, die zu ihren in Deutschland le-
benden Ehepartnern ziehen wollen, müssen
sich „auf einfache Weise in deutscher Spra-
che“ verständigen können (Aufenthalts-
gesetz § 30, Abs. 1, Satz 1, Nr. 2). Mit seinem
Urteil Ende Januar bestätigte das Verwal-
tungsgericht Berlin die seit August 2007
geltende Regelung des Aufenthaltsgesetzes
(vgl. MuB 6/07). Das Gericht betonte dabei
ausdrücklich, dass die Regelung mit Artikel
6 des Grundgesetzes (Schutz der Ehe und
Familie) vereinbar sei, da „verhältnismäßige
Eingriffe in die Freiheitssphäre der Eheleute
zum Schutze öffentlicher Interessen“ recht-
mäßig seien (AZ: VG 5 V 22.07). Geklagt
hatte eine mit einem Deutschen verheira-
tete Inderin, der die Deutsche Botschaft in
Neu Delhi ein Visum zum Zwecke der Fa-
milienzusammenführung verweigert hatte.
Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der
Sache ließ das Gericht eine Berufung zu.
www.berlin.de/sen/justiz/gerichte/vg/
presse /arch iv /20080128.1525.
92893.html
Urteil: BAMF muss Leitlinien für
Asylanerkennung nicht öffentlich
machen
Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) darf die für einzelne Herkunfts-
länder anzuwendenden Leitsätze im Asyl-
verfahren auch in Zukunft geheim halten.
Dies entschied das Verwaltungsgericht Ans-
bach am 22. Januar nach einer Klage der
Flüchtlingshilfsorganisation Pro Asyl und
der Arbeitsgemeinschaft Ausländer- und
Asylrecht des Deutschen Anwaltsvereins
(Az. AN 4 K 07.00903; AN 4 K 07.01333).
Das seit 2006 geltende Informationsfrei-
heitsgesetz, auf das sich die Kläger berufen
hatten, räumt grundsätzlich jedem Bürger
gegenüber den Behörden des Bundes einen
Anspruch auf Zugang zu amtlichen Infor-
mationen ein. Pro Asyl und die Arbeitsge-
meinschaft hatten auf Herausgabe sämtli-
cher Dienstanweisungen des BAMF sowie
der länderspezifischen Leitlinien, die den
Asylsachbearbeitern als Entscheidungs-
grundlagen vorgegeben werden, geklagt.
Das Bundesamt lehnt deren Veröffentli-
chung mit Verweis auf ein höherwertiges
Interesse an Geheimhaltung ab und stuft
sie als vertraulich ein. Das Gericht schloss
sich der Position des BAMF an. Die Geheim-
haltung sei rechtens. Eine Veröffentlichung
der Leitsätze würde die Überprüfung der
Glaubwürdigkeit der Angaben von Asylbe-
werbern „erheblich erschweren und eine
sachgerechte Entscheidung im Asylverfah-
ren gefährden oder sogar unmöglich ma-
chen“, so das Gericht. Pro Asyl kündigte
an, gegen das Urteil Berufung einzulegen.
www.proasyl.de/de/dienstanweisgungen-
bamf/index.html
www.vgh.bayern.de/VGAnsbach/
index.htm

dingen ein weiteres überwiegend von türkischstämmi-
gen Familien bewohntes Haus völlig ausgebrannt. Alle
14 Bewohner konnten sich vor den Flammen retten.
Die Ermittler gehen bisher von vorsätzlicher Brand-
stiftung aus und schließen einen fremdenfeindlichen
Hintergrund nicht aus. Am 19. Februar gab es einen
weiteren Brandanschlag auf ein Haus in Dautphetal bei
Marburg (Hessen). Die dreiköpfige türkischstämmige
Familie bemerkte den Brand rechtzeitig und konnte
sich retten. Unmittelbar vor der Brandlegung im Trep-
penhaus war die Außenwand mit rechtsextremistischen
Symbolen beschmiert worden. chw
Weitere Informationen:
www.polizei.rlp.de; www.tgd.de; www.islamrat.de
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Frankreich: Neuer Plan für die Vororte
vorgestellt
Anfang Februar hat der
französische Staatspräsident
Nicolas Sarkozy (UMP) sei-
nen lang angekündigten Plan
zur Verbesserung der Situa-
tion in den Vorstädten offi-
ziell vorgestellt. Dieser ent-
hält zahlreiche Vorschläge
für die Bereiche Bildung, Ar-
beitsmarktzugang, Sicher-
heit und Transport. Kritiker
bemängelten, es bliebe un-
klar, wie die Vorhaben kon-
kret umgesetzt und finanziert
werden sollen.

Französische Vororte von
Metropolen wie Paris, Mar-
seille und Lyon gelten seit
drei Jahrzehnten als soziale
Brennpunkte. Immer wieder
kam es in den vergangenen
Jahren in einigen Siedlungen
zu gewalttätigen Auseinan-
dersetzungen zwischen Poli-
zeikräften und Jugendlichen
(vgl. MuB 10/05; 1/08). Auch
wenn viele Experten die Ursa-
chen v. a. in der hohen Ar-
beitslosigkeit und der Per-
spektivlosigkeit sehen, wird
in der Öffentlichkeit häufig
von kulturellen oder religiö-
sen Konflikten bzw. Integra-
tionsproblemen gesprochen,
da ein großer Teil der Vor-
stadtbewohner einen Migra-
tionshintergrund hat. In der
Vergangenheit gab es immer
wieder ambitionierte Pläne
zur Verbesserung der Situa-
tion in den Banlieues, die
jedoch ohne große Wirkung
blieben.

Der für seine harte Linie
in der Einwanderungs- und
Integrationspolitik bekannte
französische Präsident Nico-
las Sarkozy (vgl. MuB 8/07;
4/07) hatte bereits im Wahl-
kampf einen „Marshallplan“
zur Rettung der Vorstädte an-
gekündigt. Dessen Einfüh-
rung war nach seiner Wahl im
Mai 2007 mehrfach verscho-

ben worden. Am 22. Januar stellte die französische
Staatsministerin für Städtepolitik Fadela Amara (PS)
die großen Linien des Plans „Espoir Banlieue“ („Hoff-
nung Banlieue“) symbolträchtig in dem Lyoner Vorort
Vaulx-en-Velin vor. Hier hatten Anfang der 1990er
Jahre erstmals in größerem Ausmaß gewalttätige
Konfrontationen stattgefunden.

Sarkozys „neue Politik für die Vororte“ umfasst
Maßnahmen in den Bereichen Bildung, Arbeitsmarkt-
zugang, Sicherheit und Transport. So sollen in den so
genannten sensiblen urbanen Zonen dreißig Exzellenz-
Schulen für die besten Schüler aus den Banlieues ge-
schaffen werden. Zudem sollen weitere Schulen der
„zweiten Chance“ eröffnet werden, in denen junge Er-
wachsene ohne Schulabschluss (18 bis 26 Jahre) eine
individuelle Förderung erhalten. Die Zahl der Plätze
in solchen Einrichtungen soll von bisher 4.000 auf
15.000 bis 20.000 Personen im Jahr 2012 ausgebaut
werden. Ferner sollen mehr Schüler in Internaten auf-
genommen werden sowie Kinder aus Problemvierteln
Schulen in besseren Gegenden besuchen.

Der Plan sieht auch die Schaffung eines so genann-
ten Autonomievertrags („Contrat d’Autonomie“) für
45.000 Jugendliche unter 26 Jahren in den nächsten
drei Jahren vor. Die jungen Erwachsenen sollen indi-
viduell betreut werden, um sich in den Arbeitsmarkt
besser eingliedern zu können. Ein weiteres Ziel ist die
Schaffung von 20.000 Unternehmen in den Banlieues
innerhalb von vier Jahren.

Bis 2011 sollen insgesamt 4.000 zusätzliche Po-
lizisten in den Vororten eingestellt werden. Unter an-
derem soll es künftig eine Spezialeinheit zum Kampf
gegen urbane Gewalt geben. Des Weiteren sind 500
Mio. Euro vorgesehen, um die Verkehrsanbindung von
abgelegenen Siedlungen zu verbessern und somit
deren Isolation aufzubrechen.

Während Sarkozy und andere UMP-Politiker den
Plan lobten, kam Kritik von Oppositionsparteien, Ge-
werkschaften und Migrantenverbänden. Die Sozialisten
(PS) blieben der Vorstellung aus Protest fern. PS-Spre-
cher Julien Dray sagte, der Plan sei „durchgefallen“
und ließe keine Vision erkennen. Zwar seien viele Maß-
nahmen sinnvoll, sie reichten jedoch nicht aus. Die
kommunistische Partei kritisierte die unklare Finan-
zierung sowie die unkonkrete Ausgestaltung zahlrei-
cher Maßnahmen, besonders des Autonomievertrags.
Maurice Charrier, Bürgermeister von Vaulx-en-Velin,
zeigte sich „zutiefst enttäuscht“ und kritisierte Sarkozys
Rede als „moralisierend, stigmatisierend und elitär“.
Zwischen den Worten des Präsidenten und der Realität
in den Vorstädten liege eine „tiefe Kluft“. Vertreter von
Gewerkschaften und Migrantenverbänden äußerten
sich ähnlich. me
Weitere Informationen: www.ville.gouv.fr

Roland Koch selbst räumte nach der Wahlniederlage
Fehler im Wahlkampf ein. „Dass ich Teile der Wähler,
die der Union zugeneigt sind, irritiert habe, weil sie glau-
ben konnten, dass ein Thema nur zu Wahlkampfzwe-
cken genutzt wurde, hat mir persönlich geschadet, und
es hat auch der CDU geschadet“, sagte Koch. me

Weitere Informationen:
www.zeit.de/2008/05/Offener-Brief  (Brief der
Deutsch-Türken); www.zeit.de/2008/06/Brief?page=1
(Brief der Unionspolitiker); www.kas.de/wf/de/
33.12893/ (Analyse der Konrad-Adenauer-Stiftung)

Kurzmeldungen – Europa
Spanien: Integrationspolitik im Wahlkampf
Im Vorfeld der spanischen Parlamentswahl
am 9. März ist es zu einer kontroversen
Debatte über die künftige Einwanderungs-
und Integrationspolitik gekommen. Der
Parteichef und Spitzenkandidat der oppo-
sitionellen konservativen Volkspartei (PP)
Mariano Rajoy kündigte für den Fall eines
Wahlsiegs drastische Verschärfungen an.
Zuwanderer aus Nicht-EU-Staaten sollen
mit einem obligatorischen Integrationsver-
trag dazu verpflichtet werden, Spanisch zu
lernen und die „Bräuche des Landes” zu
respektieren, z. B. die Gleichberechtigung
von Mann und Frau sowie die „Regeln von
Hygiene und Sauberkeit“. Zudem will Rajoy
entschlossener gegen illegale Einwande-
rung kämpfen, den Familiennachzug er-
schweren und keine weiteren Programme
zur Legalisierung undokumentierter Mi-
granten durchführen. Die Pläne stießen auf
heftige Kritik bei anderen Parteien, den Me-
dien und Migrantenverbänden.
www.lavanguardia.es/elecciones2008/
index.html; http://ipsnews.net/news.
asp?idnews=41120
Schweiz/EU: Beitritt zu Dublin und
Schengen
Die Außenminister der Europäischen Union
haben bei ihrer Ratssitzung am 28. Januar
in Brüssel der Aufnahme der Schweiz in
den Schengen-Raum zugestimmt. Auch
dem EU-Abkommen über gemeinsame Re-
gelungen zur Prüfung der Zuständigkeit im
Asylverfahren (Dubliner Übereinkommen)
kann die Schweiz nun beitreten. Die Mi-
nister billigten zwei entsprechende bilate-
rale Abkommen der EU, die bereits im Früh-
jahr 2006 von der Schweiz ratifiziert worden
waren. Die Verträge treten voraussichtlich
Anfang März 2008 in Kraft. Demnach wer-
den die Personenkontrollen an den Gren-
zen zwischen der Schweiz und den zum
Schengen-Raum gehörenden Mitgliedstaa-
ten abgeschafft, sobald die Schweiz die da-
für nötigen Voraussetzungen u. a. in den
Bereichen Datenschutz und Grenzsiche-
rung erfüllt. Während sich die Schweiz be-
reits ab sofort in vollem Umfang am Dublin-
Besitzstand beteiligt, muss die EU die
Schengen-Tauglichkeit des Landes in den
nächsten Monaten zunächst evaluieren.
Der Schweizer Bundesrat strebt die Um-
setzung des Abkommens für den 1. No-
vember 2008 an. Bereits jetzt bekannte er
sich zur Übernahme zweier EU-Verordnun-
gen zum Grenzschutz, denen das Schwei-
zer Parlament noch zustimmen muss.
http:/ /www.migrat ion-info.de/
dum_doks/eu98652.pdf;
www.news.admin.ch
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Hunderttausende von Palästinensern haben Ende Ja-
nuar die Grenze zwischen dem Gazastreifen und dem
benachbarten Ägypten überquert, nachdem radikale
Palästinenser die Sperranlagen an mehreren Stellen
zerstört und damit die Grenzöffnung gewaltsam er-
zwungen hatten. Die meisten Menschen kehrten nach

Kurzaufenthalten zurück,
einige nutzten die Gelegen-
heit zur Flucht. Israel be-
fürchtet nun, dass sich  pa-
lästinensische Attentäter im
Norden Ägyptens aufhalten.

Unter Billigung der Hamas-
Sicherheitskräfte brachten
radikale Palästinenser an der
Grenzsperranlage zwischen
dem Gazastreifen und Ägyp-
ten am 23. Januar mehrere
Sprengsätze zur Explosion.
Seit Wochen hatten die Be-
wohner Gazas eine Öffnung
der Grenze gefordert. Durch
die Sprengungen wurde die
von Israel errichtete, mehre-
re Meter hohe Metallwand
bei Rafah an mehreren Stel-
len zu Fall gebracht. Die ent-
standenen Breschen wurden
nachträglich noch durch
Räumfahrzeuge erweitert,
so dass es über mehrere Ta-
ge zu ungehindertem und
unkontrolliertem Grenzver-
kehr kam.

Nach anfänglichen Ver-
suchen, den Massenansturm
auf die Grenze aufzuhalten,
zogen sich die ägyptischen
Sicherheitskräfte zurück und
ließen Einzelpersonen und
unmotorisierte Fuhrwerke
ungehindert passieren. Ägyp-
tens Staatspräsident Husni
Mubarak erklärte, er habe
die Polizei angewiesen, die
Palästinenser ins Land zu
lassen, damit „sie essen und

Nahost: Vorübergehende Grenzöffnung zwischen Gaza und
Ägypten

einkaufen können, um dann wieder zurückzukehren,
solange sie keine Waffen tragen“.

Seit Monaten leiden die Bewohner Gazas unter ei-
nem von der israelischen Regierung forcierten Wirt-
schaftsembargo, das auch Unterbrechungen der Strom-
zufuhr einschließt. Wegen des andauernden Beschusses
mit Raketen hatte Israel Mitte Januar den durch die
radikal-islamische Hamas kontrollierten Gazastreifen
an allen Grenzübergängen schließen lassen und damit
von der Außenwelt abgeschnitten. Erst in der Vorwoche
waren zum wiederholten Mal sämtliche Öllieferungen
nach Gaza gestoppt worden.

Die genaue Anzahl der Flüchtlinge und Grenz-
gänger ist unbekannt. Während die Vereinten Na-
tionen von rund 350.000 ausgehen, nannten palästi-
nensische und israelische Medien Zahlen von 500.000
und mehr Menschen, die sich vorübergehend im Nor-
den Ägyptens aufhielten. Die meisten von ihnen deck-
ten sich in grenznahen Städten mit Lebensmitteln,
Vieh und Medikamenten ein und kehrten anschlie-
ßend nach Gaza zurück.

Drei Tage nach der Öffnung begann die ägyptische
Grenzpolizei wieder mit der Schließung der Grenze
und ließ Palästinenser nur noch an wenigen Stellen in
Richtung Ägypten passieren. Zum einen entsprach die
Regierung damit Forderungen Israels, einen Exodus
aus Gaza zu verhindern. Zum anderen befürchtete Kairo
von der internationalen Staatengemeinschaft allein für
die Versorgung des überbevölkerten, wirtschaftlich da-
niederliegenden und durch Extremisten kontrollierten
Küstenstreifens verantwortlich gemacht zu werden, falls
sich Israel komplett aus seiner Verantwortung für den
Gazastreifen zurückziehen sollte.

Die Zahl der Palästinenser, die sich auch nach der
vollständigen Grenzschließung Anfang Februar noch
in Ägypten aufhielten, ist unbekannt. Vermutlich haben
insbesondere jene, die dort Verwandte haben, die Ge-
legenheit zur Flucht genutzt. Die israelische Regierung
hält es für möglich, dass durch die Grenzöffnung pa-
lästinensische Attentäter auf dem Umweg über Ägypten
in den Süden Israels gelangen könnten. Israels lange
und unwegsame Grenze zu Ägypten ist weitgehend
unbewacht. Aus Angst vor Anschlägen wurden die
Zugangsstraßen zum Grenzgebiet auf israelischem
Territorium für die Öffentlichkeit bereits abgeriegelt,
Touristenattraktionen und Wanderwege im Süden des
Landes vorübergehend geschlossen. js

Jeder Flüchtling aus dem
Irak hat vermutlich mindes-
tens ein traumatisches Er-
lebnis gehabt. Dies ist das
Ergebnis einer Umfrage des
Flüchtlingshochkommissa-
riats der Vereinten Nationen
(UNHCR) über die Trauma-
tisierung irakischer Flüchtlin-
ge in Syrien. Die Studie wurde
als Teil einer größeren
Umfrage des UNHCR am 22.
Januar in Genf vorgestellt.

Das UNHCR befragte 754 irakische Flüchtlinge, die sich
im November 2007 beim UNHCR in Syrien gemeldet
hatten. Ihre Antworten wurden vom US-Center for
Disease Control u. a. nach dem „Harvard Trauma Kata-
log“ eingestuft und analysiert. Dieser Katalog prüft die
psychische Gesundheit und Traumatisierung von Men-
schen, die in Konfliktgebieten gelebt haben. Die Um-
frageergebnisse des UNHCR sind nach eigenen Angaben
nicht repräsentativ. Insgesamt gibt es rund 4,6 Mio.
Irak-Flüchtlinge, 135.000 von ihnen waren Ende 2007
beim UNHCR registriert.

Rund 19.000 Flüchtlinge meldeten sich 2007
beim UNHCR in Syrien. Dem UNHCR zufolge ist schät-

UNHCR: Großteil der Irak-Flüchtlinge
leidet unter Traumata

Kurzmeldungen – Welt
UNHCR: 61 Mio. Euro für Binnenver-
triebene benötigt
Das UN-Flüchtlingshochkommissariat
(UNHCR) hat in einem weltweiten Aufruf
an Regierungen um zusätzliche Hilfsmittel
in Höhe von rund 61 Mio. Euro gebeten.
Das UNHCR will damit die Hilfsprogramme
für Binnenflüchtlinge in insgesamt sieben
Schwerpunktstaaten aufrechterhalten. Bei
den betroffenen Ländern handelt es sich
um den Tschad, die Demokratische Republik
Kongo, die Zentralafrikanische Republik, die
Elfenbeinküste, Liberia, Uganda und Kolum-
bien. Die Gelder sollen dazu verwendet wer-
den, Menschen die Rückkehr in ihre Her-
kunftsgebiete zu ermöglichen und die
Lebensbedingungen v. a. in Flüchtlingsla-
gern zu verbessern.
www.unhcr.org/news/NEWS/479de32
72.html
Irak: Hohe Kindersterblichkeit
Im Irak ist die Kindersterblichkeit bei Kindern
unter fünf Jahren seit 2003 dramatisch ge-
stiegen und hat inzwischen fast das Niveau
subsaharischer Staaten erreicht. Das be-
richtet die britische Hilfsorganisation Med-
act, die sich für die Gesundheitsvorsorge in
Krisengebieten einsetzt. Nach Informatio-
nen der Hilfsorganisation Save the Children
sind allein 2005 120.000 Kinder unter fünf
Jahren im Irak gestorben. Das hohe Niveau
der Kindersterblichkeit sei die direkte Folge
des desolaten irakischen Gesundheitssys-
tems, so Medact. Drei Viertel aller Ärzte,
Krankenschwestern und Pharmazeuten
hätten seit 2003 ihre Arbeitsstelle verlas-
sen, die Hälfte davon sei ins Ausland ge-
flohen. Heute kümmern sich durchschnitt-
lich 6 Ärzte und 12 Krankenschwestern um
10.000 Iraker.
www.medact.org (Bericht zum irakischen
Gesundheitssystem als PDF zum Download)
www.savethechildren.net/germany/news/
2007-05-09.html (Bericht zur Situation
der Mütter in der Welt 2007 als PDF zum
Download)
Tschad: Massenflucht nach Kamerun und
Nigeria
Bürgerkriegsartige Zustände im Tschad ha-
ben Anfang Februar zu einer Massenflucht
nach Kamerun und Nigeria geführt. Das
Flüchtlingshilfswerk UNHCR und das ka-
merunische Rote Kreuz gehen von bis zu
50.000 Flüchtlingen aus der Hauptstadt
Ndjamena aus; in Nigeria sind ebenfalls
rund 10.000 Tschader eingetroffen. Nach
Angaben des Internationalen Roten Kreuzes
(IKRK) wurden bis Mitte Februar rund 100
Tote gezählt. Etwa 1.000 Personen sollen
verletzt sein. www.unhcr.ch; www.icrc.org
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zungsweise jeder Fünfte dieser Flüchtlinge als Opfer
von Folter und/oder Gewalt einzustufen. In der
Umfrage von November 2007 waren bei 89 % der
Befragten Angst und Verzweiflung sehr stark
verbreitet. Dies ist laut UNHCR die Folge von
traumatischen Erlebnissen im Irak: 77 % der
Befragten waren dort Opfer von Luftangriffen oder
Raketenbeschuss; 80 % beobachteten Erschie-
ßungen; 75 % kennen jemanden, der getötet wurde;
72 % waren Augenzeugen von Autobomben-
Attentaten; 16 % sagten, sie wurden gefoltert, z. B.
durch Elektroschocks oder gezielte Verbrennungen.

Angesichts dieser Traumata betonte das UNHCR

die Notwendigkeit psychologischer Betreuung für die
Flüchtlinge. Von den 261 Mio. US-Dollar, die das
UNHCR 2008 für die Irak-Flüchtlinge budgetiert hat,
ist ein Teil für deren psychologische Behandlung in
Kliniken und anderen Einrichtungen vorgesehen.

In Deutschland gehört der Irak seit zehn Jahren zu
den drei wichtigsten Herkunftsländern von Asylsu-
chenden. Von 2000 bis einschließlich 2002 und erneut
seit 2006 war der Irak das Hauptherkunftsland. Im
Jahr 2007 verdoppelte sich die Zahl der irakischen
Asylbewerber (4.327) im Vergleich zum Vorjahr (2006:
2.117). up
Weitere Informationen: www.unhcr.org; www.bamf.de

Länderprofil Vereinigtes Königreich
Historische Entwicklung: Erst nach dem Zweiten
Weltkrieg, als Folge der großen Zahl von Zuwanderern,
die aus den ehemaligen Kolonien kamen, entwickelte
sich das Vereinigte Königreich zu einem Einwande-
rungsland. Der wachsende Wohlstand in den Nach-
kriegsjahren hatte zusätzlichen Bedarf an Arbeitskräf-
ten geschaffen, der überwiegend mit Zuwanderern aus
den Kolonien gedeckt wurde. Diese profitierten von
privilegierten Zuwanderungsbedingungen als Folge des
britischen Staatsbürgerschaftsrechts. Während der
1950er Jahre kamen auf diese Weise rund 500.000
zumeist junge und alleinstehende Männer in das Ver-
einigte Königreich.

Anfang der 1960er Jahre wurden die ersten Maß-
nahmen zur Zuwanderungskontrolle erlassen. Diese
restriktive Politik setzte sich in den folgenden Jahr-
zehnten sowohl unter Labour- als auch unter konser-
vativen Regierungen fort.

2002 bis heute: Die größte Veränderung in der
Zuwanderungspolitik erfolgte 2002, als ein Weißbuch
erstellt wurde, das einen umfangreichen Plan zur „ge-
steuerten Zuwanderung“ auf den Weg brachte. Im glei-
chen Jahr wurde im Rahmen des Nationalitäts-, Ein-
wanderungs- und Asylgesetzes (Nationality, Immigra-
tion and Asylum Act) die Zuwanderung von hoch qua-
lifizierten Arbeitskräften gefördert (vgl. MuB-Online
4/02). Daraufhin wurde ein Programm für hoch quali-
fizierte Zuwanderer (Highly Skilled Migrant Program,
HSMP) eingeführt, das ebenso wie das australische Mo-
dell auf einem Punktesystem basiert.

Als Folge öffentlicher Beratungsprozesse zur Re-
form des Zuwanderungssystems wurde das Punktever-
fahren 2006 zu einem fünfstufigen System ausgear-
beitet. In diesem neuen System erhalten die Bewerber
Punkte auf der Basis ihrer Qualifikation und nach Be-
darf am Arbeitsmarkt. Das System wird seit Anfang
2008 über zwei Jahre hinweg schrittweise eingeführt.

Die Zuwanderung gering qualifizierter Arbeiter aus
Ländern außerhalb der Europäischen Union wird stark
eingeschränkt, da man davon ausgeht, dass die erwei-
terte EU ein ausreichendes Reservoir an Arbeitskräften
für entsprechende Jobs bietet.

Die neuesten Entwicklungen der Zuwanderungs-
gesetzgebung sollen der Verbesserung der Grenzsi-
cherung dienen. Das 2007 in Kraft getretene Grenzge-
setz für das Vereinigte Königreich (UK Borders Bill)
verpflichtet Ausländer dazu, Fingerabdrücke und Di-
gitalfotos abzugeben und einen Identitätsnachweis mit
biometrischen Daten mit sich zu führen.

Zuwandererbevölkerung: Im Jahr 2001 waren 4,9
Mio. Menschen bzw. 8,3 % der Gesamtbevölkerung
des Vereinigten Königreichs im Ausland geboren. Dies

entspricht einer Verdoppelung des Anteils der im Aus-
land geborenen Bevölkerung seit 1951. Die größten
Zuwächse seit dem Zweiten Weltkrieg gab es im
Zeitraum von 1991 bis 2001, in dem mehr als 1 Mio.
Menschen zuwanderten. 31 % aller Ärzte sowie 13 %
des Pflegepersonals im Vereinigten Königreich wur-
den im Ausland geboren. Weitere Bereiche, in denen
viele Zuwanderer arbeiten, sind das Bildungswesen,
die Gastronomie und die Landwirtschaft.

Migrationsströme: Die Nettoabwanderung von
britischen Staatsbürgern ist zwischen 1994 und 2005
von 17.000 auf 107.000 Menschen angestiegen. Zeit-
gleich ist die Nettozuwanderung von 127.000 Personen
im Jahre 1995 auf 292.000 im Jahr 2005 gestiegen.
Seit der Erweiterung der Europäischen Union um zehn
Länder im Jahr 2004 sowie der Zugangsberechtigung
zum Arbeitsmarkt für Bürger der mittel- und osteuro-
päischen Länder ist die Zuwanderung ausländischer
Arbeitskräfte enorm gestiegen. Mit einer Gesamtzahl
von 400.000 eingewanderten Arbeitskräften im Zeit-
raum von 2004 bis 2005 hatte das Vereinigte König-
reich nach Deutschland die höchste offiziell verzeich-
nete Zahl an zugewanderten Arbeitskräften in ganz
Europa. Das Programm für hoch qualifizierte Zuwan-
derer (HSMP) wird nach Anfangsschwierigkeiten eben-
falls verstärkt genutzt. Zwischen 2004 und 2005 ergab
sich ein Anstieg um 140 %.

Flucht und Asyl: Bis in die späten 1980er Jahre
beantragten vergleichsweise wenige Menschen Asyl
im Vereinigten Königreich. Diese Situation veränderte
sich in den 1990er Jahren. Die Zahl der Asylanträge
erreichte im Jahr 2000 mit 100.000 Anträgen ihren
Höhepunkt. Das Vereinigte Königreich überholte damit
Deutschland als wichtigstes Ziel für Asylbewerber. Als
Reaktion wurden eine Reihe von Restriktionen einge-
führt, u. a. verminderte Sozialleistungen, zeitliche Be-
grenzungen für die Antragstellung, die Deklarierung
britischer Flughäfen zu internationalen Zonen. Das
Vereinigte Königreich beteiligt sich zudem an den eu-
ropäischen Bemühungen zur Vereinheitlichung der
Asylpolitik. In den letzten Jahren ist die Zahl der Asyl-
anträge wieder drastisch gesunken.

Integrationspolitik: Die Rahmenbedingungen zur
Berücksichtigung von Vielfalt (diversity) in der briti-
schen Gesellschaft umfassen drei Hauptelemente: die
Antidiskriminierungsgesetzgebung, die Bildungspo-
litik sowie Handlungsrichtlinien im Bereich der Poli-
zeiarbeit.

Das neue Antidiskriminierungsgesetz weitete den
Race Relations Act von 1976 auf alle öffentlichen sowie
auf alle privaten Einrichtungen aus, die öffentliche
Funktionen ausführen. Ausgenommen sind lediglich
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I m p r e s s u m

das Parlament, die Sicherheitsdienste und die Zuwan-
derungsbeamten. Das Gesetz etablierte eine allgemeine
Pflicht der Behörden, an der Abschaffung von Diskri-
minierung zu arbeiten sowie Chancengleichheit und
gute Beziehungen zwischen Menschen unterschiedli-
cher ethnischer Herkunft voranzutreiben.

Das britische Bildungssystem neigt dazu, Unterschie-
de bei den Bildungserfolgen, die durch die ethnische
Herkunft bedingt werden, zu verstärken. Vor diesem
Hintergrund hat die Regierung zwei Reformen auf den
Weg gebracht. Sie hat das Fach Staatsbürgerschafts-
kunde als verpflichtenden Bestandteil des nationalen
Lehrplans eingeführt und die staatliche Förderung mus-
limischer Schulen vorgeschlagen, um auf die beson-
deren Anforderungen dieser Schüler einzugehen.

Das Verhalten der Polizei gegenüber „sichtbaren
Minderheiten“, vor allem die Praxis des „Anhaltens
und Durchsuchens“ von mutmaßlichen Straftätern ohne
Angabe von Gründen, ist seit Langem ein strittiges
Thema. Ende der 1990er Jahre kam es zu einigen admi-
nistrativen Änderungen der polizeilichen Praxis. Diese
beinhalteten, dass Grund und Ergebnis der polizeilichen
Durchsuchung sowie die selbst definierte Identität der
angehaltenen Person dokumentiert werden sollen.

Aktuelle Herausforderungen: Der große Zulauf von
Bürgern aus den neuen EU-Mitgliedsländern kam un-
erwartet für das Vereinigte Königreich. Anstelle der
erwarteten jährlich etwa 15.000 Zuwanderer wurden
zwischen dem 1. Mai 2004 und dem 30. September
2007 rund 715.000 Zuwanderer registriert (Worker Re-
gistration Scheme). Falls nicht eine dramatische Ver-
besserung der wirtschaftlichen Lage Polens und der
anderen Herkunftsländer eintritt, lässt sich auch eine
Zunahme an Zuwanderungen durch Familienangehö-
rige der Arbeitskräfte nicht ausschließen. Einige Ex-
perten prognostizieren, dass es wegen der sehr niedri-

gen Löhne in Bulgarien und Rumänien noch höhere
Zuwandererzahlen geben könnte. Im Dezember 2006
entschied die Regierung daher, bulgarischen und rumä-
nischen Staatsbürgern die EU-Arbeitnehmerfreizügig-
keit vorerst zu verwehren und deren Zulassung weiter-
hin über das bestehende Arbeitserlaubnissystem zu
regeln. Die Regierung beabsichtigt, die Situation jedes
Jahr neu zu prüfen. Sie will den Arbeitsmarkt schritt-
weise öffnen und währenddessen die Auswirkungen
beobachten. Zudem wird sie sich bemühen müssen,
die Zahl der Zuwanderer – eventuell auf einem nied-
rigeren Niveau – zu stabilisieren. Da die Zuwanderer
jedoch überwiegend EU-Bürger sind, verfügt die Re-
gierung über einen wesentlich geringeren Handlungs-
spielraum als noch in den 1970er Jahren.

Lang- und mittelfristig ist die größte Herausfor-
derung im Vereinigten Königreich die Integration von
Zuwanderern, insbesondere die der zweiten Genera-
tion. Verschiedene öffentliche Meinungsumfragen
schildern im Vergleich zu anderen Ländern Europas
ein hohes Maß an Entfremdung und Radikalisierung
der zweiten Einwanderergeneration. Konkrete politi-
sche Vorschläge von Seiten der Regierung gibt es bis-
lang nicht. Prof. Randall Hansen, Lehrstuhlinhaber
„Kanadische Forschung zur Zuwanderung und
Regierungsführung“ an der Universität von Toronto,
Kanada

Die 14-seitige Langfassung dieses Länderprofils mit
umfangreichem Datenmaterial ist in Deutsch und Eng-
lisch abrufbar unter: http://www.focus-migration.de
und http://www.migration-info.de
In der Rubrik Länderprofile sind bei focus Migration
bereits erschienen: Deutschland, Frankreich, Polen,
USA, Türkei, Spanien, Litauen, Kanada, Rumänien und
Niederlande

„Schaut endlich hin!“ Wie Gewalt entsteht – Bericht
aus der Welt junger Immigranten lautet der Titel der
Fallstudie von Margalith Kleijwegt. Die niederländische
Journalistin begleitete ein Jahr lang die 8. Klasse ei-
ner Hauptschule in Amsterdam-West. Die Familien der
Schüler stammten bis auf ein niederländisches Mäd-
chen überwiegend aus Marokko und der Türkei.

In 36 kurz gehaltenen Kapiteln protokolliert die
Autorin ihre Beobachtungen und Erfahrungen mit
Schülern, Lehrern und Familien. Ergebnis ist ein un-
geschönter Einblick in die Lebenswelt muslimischer
Migranten, ihre Probleme, Missverständnisse und Träu-
me. Kleijwegt beschreibt Eltern, die ihrer muslimischen
Religion und Kultur stark verhaftet sind, kaum Nieder-
ländisch sprechen, keinen Kontakt zu Niederländern
haben und angesichts eigener (beruflicher,
gesundheitlicher etc.) Sorgen mit der Erziehung ihrer
Kinder überfordert sind. In diesem Milieu sind die

Heranwachsenden weitgehend sich selbst überlassen
und akzeptieren weder Eltern noch Lehrer als
Autoritäten. Hinzu kommen mangelnde berufliche
Perspektiven und radikale Vorbilder, die das
Gewaltverhalten der Jugendlichen prägen.

Die Autorin plädiert für eine Kultur des Hinsehens
und der Zivilcourage: „Kräfte bündeln und die Pro-
bleme praktisch angehen. Daran glaube ich mehr als
an die x-te Problemstudie oder an das x-te Sozialpro-
jekt für Immigrantinnen oder für entgleiste Jugend-
liche.“ Sie schlägt u. a. vor, Hausbesuche von Seiten
der Lehrer und Sozialarbeiter wieder einzuführen und
Sprachkurse für die Eltern in den Schulen ihrer Kinder
stattfinden zu lassen. up
Margalith Kleijwegt: „Schaut endlich hin!“ Wie Ge-
walt entsteht – Bericht aus der Welt junger Immi-
granten. 2008, Freiburg, ISBN 978-3-451-29823-3,
16,95 Euro, Online-Bestellung: www.herder.de
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